
472 der Beilagen zuden stenographischen Protokollen des Nationalrates XI. GP. 

Bericht 
des Landesverteidigungsausschusses 

betreffend die Regierungsvorlage (423 der Zu den vom Ausschuß vorgeschlagenen Ab­
Beilagen): Bundesgesetz über die Lagerung änderungen ist im wesentlichen folgendes zu be-

von Munition durch das Bundesheer merken: 

Zu §§ 1, 2, 6 Abs. 2, 7 Abs. 1, 20 und 21: 
Mit dem vorliegenden Entwurf sollen bisher T •• • • • ..' • • 

fehlende gesetzlich,e Vorschriften über die Muni-j ,Um allfalhge 1'vilßverstandms~e. mit d~~ Im 
tionslagerung für Heereszwecke erlasse erden Waffengesetz verwendeten Munmonsbegnft zu 
Um den militärischen und sonstigen öffe:tliche~ I v~rmeiden~ werden entsprechende .i\n~erungen, 
Erfordernissen als auch privaten Interessen besser I die a~ch ellle Neufassung des Gesetzestltels not­
entsprech,en zu können, sowie aus Gründen einer wendig machen, vorgeschlagen. 

besseren übersichtlichkeit, erfolgt die Regelung I Zu § 3 Abs. 2: 
in einem eigenen Bundesgesetz und nicht durch D' B f d' d' Ab . E" . ß . le e assung er III lesern satz genannten 
eme rganz~~~ des. Sch,e. - und Sprengmlttel- I Stellen bei Erridltung ode'r Erweiterung eines 
gesetzes. A1Halhge, Sich bel Anwendung des Ge-I militärismen Munrtionslagers ersdleint nur dann 
sctzcs ergebende Entschädigungsansprüdle Drit- f d I'ch n 'd' '. G f"h d 

11 
. . er or er J. , we nies emen e a r ungs-

t~.r, so en we.ltgehend nach dem Vorbild des bereich zur Folge hat. 
ElsenbahnentcIgnungsgesetzes abgegohen werden, . 
wobei zum Teil für den Entschädigu~.gswerber Zu § 3 Abs. 3: 
günstigere Regelungen vor,gesehen sind.' Auf Grund der vorgeschlagenen Ergänzung 

Der Landesverteidigungsausschuß hat die Re- soll bei Errichtung eines militärischen Muni­
gierungsvorlage in seiner Sitzung vom 18. Mai tionslagers in einem Bergbau mit dem Bundes-
1967 ,in Verhandlung gezogen. An der Debatte ministerium für Handel, Gewerbe und Industrie' 
beteiligten sich außer dem Berichterstatter die das Einvernehmen hergestellt werden. 
Abgeordneten Mon d 1, Wie I a n d n e r, GI a-
ser, Regensburger, Steininger, Zu § 4 Abs. 4: 
E be r h a r d, Pr e u ß 1 e r, Wo die a, S te i- Durch die vorgesehene Ergänzung wird auf die 
ne r, Dr. Stella K lei n - L ö w, Mi n k 0- Bestimmungen der Konvention zum Schutz von 
w i t s c hund Dr. Gor b ach sowie der Bun- Kulturgut bei bewaffneten Konflikten Bedacht 
desminister für Landesverteidigung Dr. P r a- genommen. 
der. Bei der Abstimmung wurde die Regie-
rungsvorlage unte.r Berücksichtigung von Ab- Auf Grund seiner B.eratungen stellt somit der 
änderungsanträgen der Abgeordneten Kin z I Landesverteidigungsausschuß den An t rag, der 
und Pr e u ß 1 er, Mo n d I und Mi n k 0- Nationalrat wolle dem an g e s chi 0 s sen e n . /. 
w i t s eh, S t ein e rund E be r h a r d sowie G e set zen t w u r f die verfassungsmäßige Zu-
Mi n k 0 w i t s c hund S t ein i n ger einstim- stimmung erteilen. 
mig ang,enommen. Wien, am 18. Mai 1967 

Kinzl 
Berichterstatter 

Marwan-Schlosser 
Obmann 
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2 472 der Beilagen 

'j. 

Bundesgesetz· vom XXXXXXXXXX 
über militärische Munitionslager 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

I. Begriffsbestimmungen 

§ 1. (1) Militärische Munitionslager im Sinne 
dieses Bundesgesetzes sind militärische Anlagen, 
die zur Lagerung der im Abs. 2 angeführten 
Gegenstände und Stoffe bestimmt sind., 

(2) Gegenstände und Stoffe im Sinne des Abs. 1 
sind solche, die geeignet sind, allein, in Verbin­
dung mit·einander oder mit Waffen durch will­
kürlich auslösbares Freiwerden von Energie aen 
Tod oder die Verletzung von Menschen oder die 
Zerstörung oder die Beschädigung von Sachen 
zu verursachen, und die dazu bestimmt sind, dem 
Bundesheer 

a) als Mittel der Gewaltanwendung, 

b) als Mittel der Sichterleichterung oder Sicht­
behinderung oder zu Markierungs- oder 
Signalzwecken, 

c) für Obungszwecke an Stelle von Mitteln 
der Gewaltanwendung 

zu dierien. 

§ 2. Das Bundesministerium für Landesvertei­
digung hat nach dem jeweiligen Stand der tech­
nischen und militärischen Erkenntnisse durch 
Verordnung festzustellen, welche Gegenstände 
und Stoffe im einzelnen zu den im § 1 Abs. 2 
angeführten Gegenständen und Stoffen zählen. 

H. Bestimmungen über die Lage und Beschaffen­
heit militärischer Munitionslager 

§ 3. (1) Militärische Munitionslager sind unter 
Bedachtnahme auf die jeweiligen milirarischen 
Erfordernisse so zu errichten, daß andere öffent­
liche Interessen sowie Rechte von Privatpersonen 
nur insoweit beeinträchtigt werden, als dies zur 
Erreichung des militärischen Zweckes unvermeid­
bar ist. Das gleiche gilt für eine Erweiterung 
militärischer Munitionslager. 

(2) Vor der Errichtung oder Erweiterung eines 
militärischen Munitionslagers mit einem Gefähr­
dungsbereich sind 

a) der Landeshauptmann jenes Bundeslandes, 
dessen Gebiet durch den Gefährdungsbereich 
(§ 7) berührt werden wird, 

b) der. Bürgermeister jener Gemeinde, deren 
Gebiet durch den Gefährdungsbereich be­
rührt werden wird, u~d 

c) sofern sich in dem Gebiet, das im Falle 
der Errichtung oder Erweiterung des mili­
tärischen Munitionslagers als Gefährdungs­
bereich zu bestimmen wäre, Verkehrsan­
lagen oder Leitungsanlagen der im § 4 
Abs. 2 genannten Art befinden, jene Behör­
den, die mit der Vollziehungder für die 
Errichtung, die Knderung und den Betrieb 
dieser Anlagen geltenden Rechtsvorschriften 
betraut sind, 

d) die Bundeskammer der gewerblichen Wirt­
sdlaft, der österreichische Arbeiterkammer­
tag, die Präsidentenkonferenz der Land­
wirtsdlaftskammern und der österreichi­
sche Landarbeiterkammertag 

zu hören. Zu diesem Zwecke ist ihnen vom Bun­
desministerium für Landesverteidigung jenes Ge­
biet, das im Falle der Errimtung oder Erweite­
rung des militärischen Munitionslagers als 
engerer beziehungsweise als weiterer Gefähr­
dungsbereich zu bestimmen wäre, bekanntzu­
geben. 

(3) Vor der Errichtung eines militärischen 
Munitionslagers in einem Bergbau ist das Ein­
vernehmen mit dem Bundesministerium für 
Handel, Gewerbe und Industrie herzustellen. 

§ 4. (1) Bestehen in dem Gebiet, das im Falle 
der Errimtung oder Erweiterung eines militäri­
smen Munitionslagers als engerer Gefährdungs­
bereich zu bestimmen wäre (§ 7 Abs. 3), Baulim­
keiten oder Anlagen, die ihrer Art und ihrem 
Zwecke nach dem ständigen Aufenthalt von 
Menschen dienen, so darf das militärische Muni­
tionslager nur dann errichtet oder erweitert 
werden, wenn dem Bund das unbesmränkte Ver­
fügungsrecht über diese Baulidlkeiten oder An­
lagen zukommt und sie der genannten Widmung 
entzogen wurden. 
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472 der Beilagen 3 

(2) Bestehen in dem im Abs. 1 genannten Ge- I Leben oder die Gesundheit von Menschen oder 
biet Baulichkeiten oder Anlagen, die ihrer Art eine Zerstörung oder Beschädigung von Sachen 
und ihrem Zwecke nach nicht dem ständigen Auf- nach Möglichkeit vermieden werden. Die näheren 
enthalt von Menschen dienen, so ist die Er- Bestimmungen sind vom Bundesministerium für 
richtung oder Erweiterung des militärischen Mu- Landesverteidigung entsprechend dem jeweiligen 
nitionslagers nur zulässig, wenn dem Bund das Stand der Technik in Wissenschaft und Praxis 
unbeschränkte Verfügungsrecht über diese Bau- durch Verordnung zu erlassen. Diese Verordnung 
lichkeiten oder Anlagen zukommt. Dies gilt nicht hat insbesondere Vorschriften über 
für Straßen, land- und forst";irtschaftliche Brin- a) die Lage, die räumliche Verteilung und die 
gungsanlagen, Kanal-, Wasserleitungs-, Gas- Bauart der einzelnen Objekte, 
leitungs-, Erdölleitungs-, Soleleitungs-, Fern- b) die Beschaffenheit der Lagerräume, 
melde- und elektrische Anlagen, sofern durch c) die Beschaffenheit von Verkehrsflächen so-
deren Lage im engeren Gefährdungsbereich nach wie von Kanal-, \Vasserleitungs-, Heizungs-, 
Möglichkeit eine Gefährdung von Menschen oder Blitzschutz- und elektrischen Anlagen 
Sachen ausgeschlossen ist oder eine solche Ge- innerhalb des militärischen Munitionslagers, 
fährdung durch Anordnung d) besondere Einrichtungen hi,nsichtlich Brand-

a) von Sicherheitsvorkehrungen, und zwar 
Veränderungen des Geländes oder baulime 
Vorkehrungen, oder 

b) einer Umlegung der Anlagen 

beseitigt werden kann. In fremde Remte darf zu 
diesem Zwecke nur insoweit eingegriffen werden, 
als dies zur Beseitigung der Gefährdung unerläß­
lidl ist und den betroffenen Personen dadurch 
nicht Eigentum entzogen wird. 

(3) Bestehen in dem Gebiet, das im Falle der 
Errichtung oder Erweiterung eines militärischen 
Munitionslagers den weiteren Gefährdungsbereich 
bilden würde, Baulichkeiten oder Anlagen, so ist 
die Erridltung oder Erweiterung des militärischen 
Munitionslagers zulässig, wenn durch die Lage 
der Baulichkeiten oder Anlagen im weiteren Ge­
fährdungsbereich nach Möglichkeit eine Gefähr­
dung von Menschen ausgeschlossen ist oder 
eine solche Gefährdung durch die Anordnung 
der im Abs. 2 lit. a oder b angeführten Maß­
nahmen beseitigt werden kann. 

(4) Befindet sich in dem Gebiet, das im Falle 
der Errichtung des militärischen Munitionslagers 
als Gefährdungsbereich zu bestimmen wäre, 
Kulturgut im Sinne des Art. 1 der Konvention 
zum Schutz von Kulturgut bei bewaffneten 
Konflikten, BGBI. Nr. 58/1964, so ist die Errich­
tung des militärischen Munitionslagers nicht zu­
lässig. 

§ 5. Sicherheitsvorkehrungen oder Umlegungen 
von Anlagen gemäß § 4 Abs. 2 oder 3 sind vom 
Bundesmii1isterium für Landesverteidigung . ent­
sprechend den jeweiligen Sidlerheitserfordernissen 
sowie unter Beachtung der für die Errichtung, die 
Anderung und den Betrieb der von diesen Maß­
nahmen betroffenen Baulichkeiten oder Anlagen 
geltenden Redltsvorschriften mit Bescheid anzu­
ordnen. 

§ 6. (1) Militärische Munitionslager haben hin­
sichtlich ihrer Beschaffenheit den jeweiligen mili­
tärisdlen Erfordernissen sowie jenen Bedingun­
gen zu entsprechen, durch die Gefahren für das 

schutz und Erste Hilfe 
zu enthalten. 

(2) In der nach Abs. 1 zu erlassenden' Verord­
nung ist unter sinngemäßer Anwendung der Be­
stimmungen dieses Absatzes auch die Art der 
Lagerung der im § 1 Abs. 2 angeführten Gegen-
stände und Sto~e zu regeln. ' 

III. Bestimmungen über den Gefährdungsbereich 

§ 7. (1) Vor der Errichtung eines militärischen 
Munitionslagers hat der Bundesminister für Lan­
desverteidigung den Gefährdungsbereich und 
innerhalb dieses Bereiches den engeren Gefähr­
dungsbereich durch Verordn~ng zu bestimmen, 
wobei insbesondere auf die Lage und Beschaffen­
heit der Lagerobjekte, auf die Art und Menge 
der zu. lagernden Gegenstände und Stoffe sowie 
auf die Geländeverhältnisse Bedacht zu neh­
men 1st. 

(2) Als Gefährdungsbereich ist jenes Gebiet zu 
bestimmen, das bei einem Zündsd1lag noch ge­
fährdet wäre. 

(3) Als engerer Gefährdungsbereich ist jener 
Teil des Gefährdungsbereiches zu bestimmen, in 
dem bei einem Zündschlag der Tod oder die 
schwere Verletzung von Menschen oder die Zer­
störung oder die schwere Beschädigung von 
Samen mit Simerheit zu erwarten wären. Der 
übrige Teil des Gefährdungsbereiches bildet den 
weiteren Gefährdungsbereich. 

§ 8. (1) Die Verordnung, mit der, der Ge­
fährdungsbereich bestimmt wird, ist unverzüglich 
nach ihrer Kundmachung im Bundesgesetzblatt 
an den Amtstafeln der Gemeinden, in deren Ge­
biet die vom Gefährdungsbereidl erfaßten Lie­
gensdlaften gelegen sind, anzuschlagen und tritt 
mit Ablauf einer Wome nadl dem Tage ihrer­
Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft. 

(2) Die Grundbumsgerichte haben bei Liegen­
schaften, die ganz oder teil weise in den engeren 
oder weiteren Gefährdungsbereim fallen, dies 
von Amts wegen im Grundbuch ersimtlich zu 
machen. 
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4 472 der Beilagen 

§ 9. Die Verordnung, mit der der Gefährdungs­
bereich bestimmt wurde, ist aufzuheben, wenn 
das militärische Munitionslager endgültig ·aufge­
lassen wird; sie ist abzuändern, wenn die fiir die 
Bestimmung des Gefährdungsbereiches maßgeb­
lichen Voraussetzungen (§ 7) eine dauernde 
Knderung erfahren. Die Bestimmungen des § 8 
sind sinngemäß anzuwenden. . 

§ 10. (1) Im engeren Gefährdungsbereich sind 
a) die Errichtung von Baulichkeiten oder An­

lagen jeder Art - ausgenommen solche, 
die militärischen Zwecken dienen und weder 
für den ständigen Aufenthalt von Menschen 
bestimmt sind noch eine zusätzliche Ge­
fährdung bewirken -

b) die Durchführung von Sprengarbeiten zu 
anderen als militärischen Zwecken, 

c) das Verbrennen von Gegenständen mit 
erheblicher Entwicklung von Flammen oder 
Flugfeuer sowie das Absengen von Boden­
flächen 

verboten. 

(2) Die Neuherstellung von unter die Erde 
verlegten Kanal-, Wasserleitungs-, Gasleitungs-, 
Erdölleitungs-, Soleleitungs-, Fernmelde- und 
elektrischen Anlagen im engeren Gefährdungs­
bereich bedarf der Bewilligung der zuständigen 
Behörde. Die Bewilligung ist zu erteilen, wenn 
durch die Errichtung, Erhaltung und Benützung 
dieser Anlagen nach Möglichkeit eine Gefähr­
dung von Menschen oder SaChen ausgeschlossen 
ist oder eine solche Gefährdung durch Bedin­
gungen oder Auflagen vermieden werden kann. 

(3) Im engeren Gefährdungsbereich bedürferi 
Veränderungen bestehender Anlagen jeder Art, 
die nicht militärischen Zwecken dienen, der Be­
willigung der zuständigen Behörde. Die Bewilli­
gung ist unter den im Abs. 2 genannten Voraus­
setzungen zu erteilen. 

§ 11. Im weiteren Gefährdungsbereich bedürfen 
a) die Errichtung und Veränderung von Bau­

lichkeiten oder Anlagen jeder Art, die nicht 
militärischen Zwecken dienen, 

b) die Durchführung von Sprengarbeiten zu 
anderen als militärischen Zwecken 

der Bewilligung der zuständigen Behörde. Die 
Bewilligung ist unter den im § 10 Abs. 2 genann:­
ten Voraussetzungen zu erteilen. 

§ 12. (1) Im Gefährdungsbereich ist zum Ge­
brauch von Schußwaffen die Bewilligung der zu­
ständigen Behörde erforderlich. Die Bewilligung 
ist unter den im § 10 Abs. 2 genannten Voraus­
setzungen zu erteilen. Der Gebrauch von Schuß­
waffen durch Personen in Ausübung eines öffent­
lichen Dienstes sowie in den Fällen der Notwehr 
und des Notstandes bedarf keiner sold1en Be­
willigung. 

(2) Im Gefährdungsbereich bedürfen Verände­
rungen des Geländes, ausgenommen solche, die 
bei HochwasserkatastropIlen oder anderen Ele­
mentarereignissen zur Abwendung von Gefahren 
für das Leben und die Gesundheit von Menschen 
oder zur Verhütung von Sachschäden unverzüg­
lich notwendig sind, sowie Veränderungen der 
Bodenbewachsung durch 

a) den Anb;u von Pflanzen in einer Entfer­
nung bis zu 50 m von einer Baulichkeit des 
militärischen Munitionslagers, 

b) Kahlhiebe - ausgenommen Kahlhiebe, die 
sich aus der notwendigen Aufarbeitung von 
Schadhölzern ergeben oder die bei Schäd­
lingsbefall oder gefahrdrohender Sd1äd­
lingsvermehrung nad1 den forstrechtlichen 
Vorschriften unverzüglich durchzuführen 
sind --'-

der Bewilligung der zuständigen Behörde. Die 
Bewilligung ist unter den im § 10 Abs. 2 genann­
ten Voraussetzungen zu erteilen. Die Art und der 
Umfang der nicht bewilligungspfliChtigen Ver­
änderungen des Geländes sowie der in lit. b an­
geführten nicht bewilligungspflichtigen Ver­
änderungen der Bodenbewachsung sind vom 
Nutzungsberechtigten der zuständigen Behörde 
unverzüglich zu melden. 

§ 13. (1) Wurden im Gefährdungsbereich 
Baulichkeiten oder Anlagen entgegen dem Ver­
bot gemäß § 10 Abs. 1 lit. a oder ohne Bewilli­
gung gemäß § 10 Abs. 2 oder § 11 lit. a er­
richtet, so ist die Beseitigung dieser Baulichkeiten 
oder Anlagen· von der zuständigen Behörde mit 
Bescheid anzuordnen. 

(2) Wurden im Gefährdungsbereich Baulich­
keiten oder Anlagen ohne Bewilligung gemäß 
§ 10 Abs. 3' oder § 11 lit. a verändert, so ist die 
Wiederherstellung des ursprünglichen Zustandes 
von der zuständigen Behörde mit Bescheid anzu­
ordnen. Das gleiche gilt, wenn im Gefährdungs­
bereich bewilligungspflichtige Veränderungen des 
Geländes oder der Bodenbewachsung ohne Be­
willigung gemäß § 12 Abs. 2 vorgenommen 
wurden. 

m Sofern die Bewilligung gemäß § 10 Abs. 2 
oder 3, gemäß § 11 lit. a oder gemäß § 12 Abs. 2 
im Zeitpunkt, in dem die zuständige Behörde von 
den in diesen Absätzen angeführten Umständen 
Kenntnis erlangt, zu erteilen wäre, haben die 
Abs. 1 und 2 keine Anwendung zu finden; die 
fehlenden Bewilligungen sind von der zustän-. 
digen Behörde nachträglich zu erteilen. 

§ 14. Zuständige Behörde im Sinne der §§ 10 
bis 13 ist das ,Militärkommando des Bundes­
landes, in dessen Gebiet der Gefährdungsbereich 
gelegen ist, sofern sich der Gefällrdungsbereich 
aber auf das Gebiet mehrerer Bundesländer er­
streckt, das Bundesministerium für Landesvertei­
digung. 
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472 der Beilagen 5 

IV. Bestimmungen über die Entschädigung 

§ 15. Wer infolge 'der §§ 10 bis 12 im Zeit­
punkt der Erlassung . einer Verordnung gemäß 
§ 7, § 9' oder· § 23 oder infolge eines Besdleides 
gemäß § 5 einen vermögensredltlirnen Narnteil 
erleidet, hat Anspruch auf angemessene Entschä­
digung. 

§ 16. (1) Für die Ermittlung der Entsrnädigung 
ist die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der 
Erlassung einer Verordnung gemäß § 7, § 9 oder 
§ 23 oder Cines:Besrneides gemäß § 5 maßgeblich. 

(2) Der Wert der' besonderen Vorliebe hat bei 
der Ermittlung der Entsrnädigung außer Betracht 
zu bleiben. 

§ 17. Die Entsrnädigung ist in barem' Gelde, 
und zwar durch Zahlung eines Kapitalbetrages, 
zu leisten. 

§ 18. (1) Die Entsrnädigung ist dem Grunde 
und der Höhe narn, sofern sie nirnt im Wege 
einer Vereinbarung zwisrnen der den Entsrnädi­
gungsanspruch geltend machenden Person und 
dem Bund (Bundesministerium für Landesver­
teidigung) bestimmt wird, gerichtlich festzu­
stellen. 

(2) Die den Entsrnädigungsansprurn geltend 
machende Person und der Bund (Bundesministe­
rium für Landesverteidigung) sind innerhalb eines 
Jahres nach dem Inkrafttreten der gemäß § 7, 
§ 9 oder § 23 erlassenen Verordnung beziehungs­
weise nach Zustellung des Bescheides gemäß § 5 
beremtigt, den Antrag auf Feststellung der Ent­
srnädigung beim zuständigen Bezirksgeridlt 
(Abs. 3) einzubringen. Sofern sich jedoch der ver­
mögensremtlime Narnteil von vornherein nicht 
vollständig bestimmen läßt, kann in Zeitabstän­
den von jeweils mindestens einem Jahr nach der 
letzten gerirntlichen Feststellung der Entsmädi­
gung ein Antrag auf Feststellung der Entschädi­
gung für den erst innerhalb dieses Zeitraumes 
erkennbar gewordenen Nachteil beim zuständigen 
Bezirksgerirnt eingebramt werden. 

(3) Zur Feststellung der Entschädigung ist 
jenes Bezirksgericht zuständig, in dessen Sprengel 
das militärisrne Munitionslager errichtet wird 
beziehungsweise gelegen ist. Sofern sirn das mili­
tärische Munitionslager auf die Sprengel mehrerer 
Bezirksgerichte erstreckt, ist von diesen Bezirks­
gerichten jenes zuständig, bei dem ein Antrag auf 
Feststellung der Entschädigung zuerst eingebrarnt 
wurde. 

(4) Im übrigen haben auf das gerirnt!iche Ent­
schädigungsverfahren die Bestimmungen der 
§§ 24, 25 Abs. 1 bis 3 und 5, 28, 29 Abs. 1 
und 3, 30, 31 und 44 des Eisenbahnenteignungs­
gesetzes 1954, BGBL Nr. 71, sinngemäß Anwen­
dung zu finden. 

§ 19. (1) Die Entschädigungisi: dem Ansprums­
bererntigten vom Bund (Bundesministerium für 
Landesverteidigung) spätestens drei Monate nach 

Absrnluß der Vereinbarung beziehungsweise nadl 
Eintritt df.'!r Remtskraft der die Entsmädigung 
feststellenden gerimt1imen Entsmeidung auszu­
zahlen. 

(2) Wird dein Ansprurnsberechtigten die Ent­
smädigung nirnt spätestens an dem gemäß Abs. 1 
maßgeblichen Tage ausgezahlt, so gebühren ihm 
V~)ll diese!Il Tage an die gesetzlirnen Verzugs­
ZInsen. 

V. Ausnahmebestimmungen 

§ 20. Die Bestimmungen der Abschnitte II 
bis IV finden auf die Lagerung der im § 1 Abs. 2 
angeführten Gegenstände und Stoffe in mili­
tärisrnen Anlagen keine Anwendung, wenn durch 
die Bes.rnränkung der gelagerten Gegenstände 
und Stoffe auf bestimmte Arten und Mengen 
sowie durch die Lage und Beschaffenheit· der 
Lagerobjekte und Lagerräume narn dem jeweili­
gen Stand der Technik in Wissenschaft und 
Praxis nach Möglirnkeit Gefahren für das Leben 
oder die Gesundheit von' Menschen ausgeschlos­
sen oder Zerstörungen oder Beschädigungen 
von Sadlen verhütet werden. Die näheren Be­
stimmungen sind vom Bundesministerium für 
Landesverteidigung entsprechend den genannten 
Bedingungen sowie unter Bedachtnahme auf (He 
jeweiligen militärismen Erfordernisse im Verord­
nungswege zu erlassen. 

§ 21. Im Fall eines Einsatzes des Bundesheeres 
gemäß § 2 Abs. 1 des Wehrgesetzes, BGBL 
Nr. 181/1955, finden die Bestimmungen dieses 
Bundesges,etzes auf die Lagerung der im § 1 
Abs. 2 angeführten Gegenstände und Stoffe 
durch das Bundesheer insoweit keine Anwen­
dung, als es militärisrne Interessen erfordern tll1d 
die notwendigen Sicherheitsvorkehrungen sonst 
in geeigneter Weise getroffen werden. . 

VI. Straf-, Ühergangs- und Schlußhestimmungen 

§ 22. Wer 
a) einem auf Grund der Bestimmungen des § 5 

erlassenen Besrneid oder 
b) den Bestimmungen der §§ 10 bis 12 oder 

den auf Grund dieser Bestimmungen oder 
auf Grund des § 13 Abs. 1 oder 2 erlassenen 
Besrneiden 

zuwiderhandelt, begeht eine Verwaltungsüber­
tretung und ist von der Bezirksverwaltungsbe­
hörde, im Wirkungsbereirn einer Bundespolizei­
behörde von dieser, mit einer Geldstrafe bis zu 
30.000 S oder mit Arrest bis zu sems Women zu 
bestrafen. überwiegen ersmwerende Umstände, 
können Ge1d- und Arreststrafen nebeneinander 
verhängt werden. 

§ 23. (1) Militärische Munitionslager, die vor 
dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes errimtet 
und nach den Bestimmungen des Schieß- und 
Sprengmittelgesetzes, BGBL Nr. 196/1935, in der 
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Fassung des Art. I der Verordnung GBl. für das 
Land österreich Nr . .483/1938, genehmigt worden 
sind oder als genehmigt gelten, gelten als auf 
Grund dieses Bundesgesetzes errichtet. Die für 
diese militärischen Munitionslager festgelegten Ge­
fährdungsbereiche gelten als Gefährdungsbereiche 
nach diesem Bundesgesetz. Sofern die für die Be­
stimmung des Gefährdungsbereiches eines solchen 
militärischen Munitionslagers maßgeblichen Vor­
aussetzungen (§ 7) eine dauernde Änderung er­
fahren, ist der Gefährdungsbereich durch Verord­
nung unter sinngemäßer Anwendung des § 7 neu 
zu bestimmen. 

(2) Militärische Munitionslager, die im Zeit­
punkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes 
bereits errichtet, aber 110ch nicht genehmigt sind, 
gelten als auf Grund dieses Bundesgesetzes er-

richtet; Für diese militärischen Munitionslager 
sowie für solche, deren Errichtung im Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes noch 
nicht abgeschlossen ist, ist der Gefährdungsbereich 
durch Verordnung unter sinngemäßer Anwen­
dung des § 7 innerhalb von einem Jahr nach dem 
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes zu bestimmen. 

§ 24. Mit der Vollziehung dieses Bundes­
gesetzes ist hinsichtlich der von den Gerichten 
anzuwendenden Bestimmungen das Bundes­
ministerium für Justiz, hinsichtlich des § 3 Abs. 3 
das Bundesministerium für Landesverteidigung 
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium 
für Handel, Gewerbe und Industrie, im übrigen 
das Bundesmini'sterium für Landesverteidigung 
betraut. 
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